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Gesetz 
über die Bestimmung des 31. Oktober 2017 

als 500. Jahrestag der Reformation zum Feiertag 
in Nordrhein -Westfalen 

Vom 25. Juni 2015 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
über die Bestimmung des 31. Oktober 2017 

als 500. Jahrestag der Reformation zum Feiertag 
in Nordrhein -Westfalen 

§ 1 

Der 31. Oktober 2017 ist Feiertag im Sinne des § 1 Ab­
satz 1 des Feiertagsgesetzes NW in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 23. April 1989 (GV NRW S. 222), das 
zuletzt durch Gesetz vom 20. Dezember 1994 (GV NRW. 
S. 1114) geändert worden ist. 

§2 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 
Es tritt am 1. November 2017 außer Kraft. 

Düsseldorf, den 25. Juni 2015 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

zugleich für die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Sylvia L öhr man n 

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

zugleich für die Ministerin 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

Guntram S c h n eid e r 

Der Justizminister 
zugleich für den Minister 

für Wirtschaft, Energie, Industrie, 
Mittelstand und Handwerk 

und für den Minister 
für Inneres und Kommunales 

Thomas K u t s c hat y 

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 

Johannes Rem m e 1 

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

zugleich für den Finanzminister 

Michael G r 0 s c h e k 

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Svenja S c h u 1 z e 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Ute Sc h ä f e r 
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Gesetz 
zur Beschleunigung der Aufstellung 

kommunaler Gesamtabschlüsse 
und zur Änderung kommunalrechtlicher 

Vorschriften 
Vom 25. Juni 2015 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 
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Gesetz 
zur Beschleunigung der Aufstellung 

kommunaler Gesamtabschlüsse 
und zur Änderung kommunalrechtlicher 

Vorschriften 

Artikel 1 
Gesetz zur Beschleunigung der Aufstellung 

kommunaler Gesamtabschlüsse 

§ 1 
Anzeige der Gesamtabschlüsse des Haushaltsjahres 2015 

und der Vorjahre 

Der Anzeige des Gesamtabschlusses des Haushaltsjahres 
2015 sind die Gesamtabschlüsse der Haushaltsjahre 2011 
bis 2014 beizufügen, soweit diese noch nicht nach § 116 
Absatz 1 in Verbindung mit § 96 Absatz 2 Satz 1 der Ge­
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Feb~ 
ru ar 2015 (GV NRW. 2015 S. 208), der Aufsichtsbehörde 
angezeigt worden sind. Der Anzeige können die Gesamt­
abschlüsse des Haushaltsjahres 2014 und der drei Vor­
jahre in der vom Bürgermeister nach § 116 Absatz 5 in 
Verbindung mit § 95 Absatz 3 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen bestätigten Entwurfsfas­
sung beigefügt werden. Der Rat ist über diese Anzeige zu 
unterrichten. 

§2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 2017 außer Kraft. 

2023 

Artikel 2 
Änderung der Gemeindeordnung für das 

Land Nordrhein -Westfalen 

§ 114 a Absatz 8 Satz 5 und 6 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW. S. 666), die zuletzt durch Gesetz vom 3. Februar 
2015 (GV NRW. S. 208) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst: 

"Die übrigen Mitglieder des Verwaltungsrates werden 
vom Rat für die Dauer der Wahlperiode gewählt; für die 
Wahl gilt § 50 Absatz 4 sinngemäß. Die Amtszeit von 
Mitgliedern des Verwaltungsrats endet mit dem Ende der 
Wahlperiode oder bei Mitgliedern des Verwaltungsrats, 
die dem Rat angehören, mit dem vorzeitigen Ausscheiden 
aus dem Rat." 
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Artikel 3 
Änderung des Kommunalabgabengesetzes für das 

Land Nordrhein -Westfalen 

Dem § 3 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NRW 
S. 712), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
12. Mai 2015 (GV NRW. S. 448) geändert worden ist, wird 
folgender Absatz 4 angefügt: 

,,(4) Die Steuers atzung kann Dritte, die zwar nicht Steu­
erschuldner sind, aber in rechtlichen oder wirtschaftli­
chen Beziehungen zum Steuergegenstand oder zu einem 
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Sachverhalt stehen, an den die Steuerpflicht oder der 
Steuergegenstand anknüpft, verpflichten, die Steuer zu 
kassieren, abzuführen und Nachweis darüber zu führen, 
und ferner bestimmen, dass sie für die Steuer neben dem 
Steuerschuldner haften." 

Artikel 4 
Inkrafttreten, Übergangsregelung zu Artikel 2, 

Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Die bis zum Inkrafttreten von Artikel 2 nach der bis­
herigen Regelung des § 114 a Absatz 8 Satz 5 der Ge­
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen er­
folgte Wahl von Mitgliedern des Verwaltungs rats für die 
Dauer von fünf Jahren bleibt unberührt. Der Rat ist ge­
halten, eine Neuwahl hinsichtlich der Verwaltungsrats­
mitglieder vorzunehmen, die auf Grundlage der bisheri­
gen Regelung für die Dauer von fünf Jahren gewählt 
wurden. Diese Neuwahl hat nach Ablauf der fünfjähri­
gen Wahlzeit der betroffenen Verwaltungsratsmitglieder 
zu erfolgen. 

(3) Absatz 2 tritt mit Ablauf des 31. Oktober 2020 außer 
Kraft. 

Düsseldorf, den 25. Juni 2015 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Für den Finanzminister 

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 
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Michael G r 0 sc h e k 

Für den Minister 
für Inneres und Kommunales 

Der Justizminister 

Thomas K u t s c hat y 

GV NRW. 2015 S. 496 

Zweite Verordnung zur Änderung der 
Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW 

Vom 23. Juni 2015 

Auf Grund des § 73, des § 74 Absatz 1 und des § 76 Ab­
satz 1 und 2 des Landesbeamtengesetzes vom 21. April 
2009 (GV NRW. S. 224), von denen § 73 durch Artikel 8 
des Gesetzes vom 16. Mai 2013 (GV NRW. S. 234) neu ge­
fasst worden ist, in Verbindung mit § 4 Absatz 1 Satz 1 
des Landesrichtergesetzes vom 29. März 1966 (GV NRW. 
S. 217), verordnet die Landesregierung: 

Artikel 1 

Die Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW vom 
10. Januar 2012 (GV NRW. S. 2, ber. S. 92), die durch Ar­
tikel 1 der Verordnung vom 15. Oktober 2013 (GV NRW. 
S. 576) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht werden in der Angabe zu § 16 
nach dem Wort "Pflegezeit" die Wörter "und sonstige 
Freistell ungen" eingefügt. 

2. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absatzbezeichnung ,,(1)" wird gestrichen. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

3. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter "Kranken- und 
Pflegeversicherung" durch das Wort "Kranken­
versicherung" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter "Für die 
Zeit, für die sie Elterngeld nach den Bestimmun­
gen des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes 
beziehen," durch die Wörter "Für die Dauer einer 
Elternzeit, für welche nach dem Bundeseltern­
geld- und Elternzeitgesetz Anspruch auf die Zah­
lung von Elterngeld besteht und Zahlungen nach 
dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz be­
zogen werden," ersetzt. 

4. § 15 wird wie folgt gefasst: 

"Für die vor dem 1. Juli 2015 geborenen oder mit 
dem Ziel der Adoption aufgenommenen Kinder ist 
§ 9 in der bis zum 3. Juli 2015 geltenden Fassung 
weiter anzuwenden." 

5. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort "Pfle­
gezeit" die Wörter "und sonstige Freistellungen" 
eingefügt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) In entsprechender Anwendung des § 2 Ab­
satz 1 und 2, des § 3 Absatz 1 bis 6, § 4 und des 
§ 7 Absatz 3 und 4 des Pflegezeitgesetzes vom 28. 
Mai 2008 (BGBL I S. 874, 896) in der jeweils gel­
tenden Fassung haben Beamtinnen und Beamte 
Anspruch 

1. dem Dienst bis zu zehn Arbeitstage fernzublei­
ben (kurzzeitige Arbeitsverhinderung) oder 

2. vom Dienst teilweise oder vollständig freige­
stellt zu werden bis zur Dauer von maximal 

a) sechs Monaten (Pflegezeit, Betreuung pfle­
gebedürftiger minderj ähriger Angehöriger) 
oder 

b) drei Monaten (Begleitung letzte Lebens­
phase), 
soweit nachfolgend nichts Abweichendes 
geregelt ist. 

c) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

"Das Vorliegen einer Erkrankung in Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 2 b ist entspre­
chend § 3 Absatz 6 des Pflegezeitgesetzes 
nachzuweisen." 

d) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 ein­
gefügt: 

,,(3) Die Freistellung nach Absatz 1 Num­
mer 1 erfolgt im Umfang von 9 Arbeitstagen 
unter Fortzahlung der Besoldung, soweit 
keine andere Person bezahlte Freistellung 
im Rahmen der kurzzeitigen Arbeitsverhin­
derung für dieselbe pflegebedürftige Person 
in Anspruch nimmt. Der Dauer der Freistel­
lung liegt eine Fünf-Tage-Woche zugrunde. 
§ 23 Absatz 1, 2 und 4 gilt entsprechend. 
Zeiten einer vollständigen Freistellung nach 
Absatz 1 Nummer 2 erfolgen als Urlaub oh­
ne Besoldung." 

e) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und 
das Wort "Freistellung" wird durch das Wort 
" Freistellungen " ersetzt. 

f) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und 
wie folgt geändert: 

aa) Die Wörter "Die Freistellung oder Teil­
zeitbeschäftigung" werden durch die 
Wörter " Vollständige oder teilweise 
Freistellungen " und das Wort "unter­
bricht" wird durch das Wort" unterbre­
chen" ersetzt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

"Sie sind spätestens zwei Wochen vor 
Beginn schriftlich zu beantragen." 
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